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Die Auswirkungen des Pflanzenschutzgesetzes der 
Bundesrepublik Deutschland auf die amtliche Pflanzenschutzmittel-Prüfung 
nach einjähriger Erfahrung* 
Von Walter II er f s, Biologische Bundesanstalt, Laboratorium für zoologische Mittelprüfung, Braunschweig 
[Nachrichlenbi. Deutsch. Pflanzenschulzd. (Braunschweig) 23. 1971, 17-19/ 
Die weltweite Intensivierung der Landwirtschaft hat 
besonders in den letzten 20 Jahren in vielen Staaten 
zu gesetzlichen Regelungen des Umgangs mit Pflanzen-
sclmtzmitleln geführt. Damit soll einer zunehmenden 
Beeinträchtigung der Umwelt einschließlich des Men-
schen durch chemische Pflanzenschutzmaßnahmen Ein-
halt geboten werden. So sind aus fast 40 Ländern Vor-
schriften über Zulassung, Registrierung, Handel und 
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln beka.nnt. In 
einigen Staaten gibt es zudem Bestimmungen über die 
Prüfung von Pflanzenschutzmitteln. Auch in der Bun-
desrepublik Deutschland haben sich die für den Pflan-
zenschutz zuständigen Stellen seit einigen Jahren mit 
der Schaffung eines zeitgemäßen Pflanzenschutzgeset-
zes befaßt, wobei besonders die nunmehr obligatorische 
amtliche Pflanzenschutzmittelprüfung in den Vorder· 
gruncl gerückt ist. Bereits vor dem Erlaß des Gesetzes 
hat P. Steine r, der ehemalige Leiter des Instituts 
für Pflanzenschutzmittelprüfung der Biologischen Bun-
desanstalt für Land- und Forstwirtschaft in Braun-
schweig, auf dem 6. Internationalen Pflanzenschutzkon-
greß in vVien 1967 über die alten und neuen Prüfungs-
bestimmungen eingehend referiert (1). Das neue 
„Pflanzenschutzgesetz" wurde im Mai 1968 verkündet 
und ist am 15. Mai 1969 in der Bundesrepublik Deutsch-
land und im Land Berlin in Kraft getreten (2). Es löst 
das „Gesetz zum Schutze der landwirtschaftlichen Kul-
turpflanzen" vom 5. März 1937 (in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27. August 1949) ab. 
Das Pflanzenschutzgesetz dient nicht nur dem Pflan-
zen- und Vorratsschutz, sondern auch dem Zweck, 
„Schäden abzuwenden, die bei der Anwendung von 
Pflanzenschulzmitteln oder anderen Maßnahmen des 
Pflanzenschutzes oder Vorratsschutzes, insbesondere 
für die Gesundheit von Mensch und Tier entstehen 
* Nach einem Vortrag auf dem 7. Internationalen Pflanzen-
schutzkongreß in Paris vom 21. bis 25. September 1970. 
können". Der Gesetzgeber legt somit besonderen Wert 
auf den Schulz der Gesundheit von Mensch und Tier, 
worin auch die Schonung der Biozönose einbezogen ist. 
Auf diese Weise sollen unerwünschte Nebenwirkun-
gen von Pflanzenschutzmitteln sowie mit der Anwen-
dung verbundene Gefahren unter Kontrolle gebracht 
und weitestgehend vermindert werden. 
Die Auswirkungen des Pflanzenschutzgesetzes auf 
den deutschen Pflanzenschutz sind vielseitig und be-
treffen vorwiegend die amtliche Pflanzenschutzmittel-
prüfung, die von der Biologischen Bundesanstalt ko-
ordiniert und in Zusammenarbeit mit dem Bundesge-
sundheitsamt in Berlin-Dahlem und dem Pflanzen-
schutzdienst der Bundesländer nach den „Richtlinien für 
die amtliche Prüfung von Pflanzenschutzmitteln" durch-
geführt wird (3). 
Eine durch das Gesetz bedingte grundlegende Ände-
rung der Prüfungsbestimmungen liegt in dem bereits 
erwähnten Ubergang von der früheren freiwilligen 
Prüfung zu der nun obligatorischen Prüfung der Pflan-
zenschutzmittel. Wenn auch die meisten der bisher in 
der Bundesrepublik Deutschland vertriebenen Pflanzen-
schutzmittel von der Biologischen Bundesanstalt amtlich 
geprüft und anerkannt waren, so muß zukünftig - nach 
Ablauf einer Ubergangsfrist - jedes im Geltungsbereich 
des Gesetzes vertriebene Pflanzenschutzmittel in allen 
für seine Anwendung vorgesehenen Indikationen amt-
lich geprüft und zugelassen werden; dabei ist die „Zu-
lassung" der früheren „Anerkennung" vergleichbar. 
Diese Neuregelung hat zur Folge, daß die Hersteller-
oder Vertriebsfirmen ihre Pflanzenschutzmittel nicht 
mehr, wie bisher, nur in den ihnen für den Verkauf 
wesentlichen Anwendungsgebieten zur Prüfung bzw. 
Zulassung anmelden können, sondern daß sie die Zu-
lassung auch für wirtschaftlich weniger bedeutsame 
Indikationen beantragen müssen, sofern die Präparate 
hierfür empfohlen werden sollen. So werden jetzt zum 
Beispiel Mittel gegen Fritfliege, Trauermückenlarven, 
Gallmilben und etliche weitere Einzelschädlinge von 
untergeordneter Bedeutung geprüft, gegen die früher 
nie eine Anmeldung erfolgt ist. Daraus ergeben sich für 
die Versuchspläne der Biologischen Bundesanstalt in 
vielen Fällen Schwierigkeiten, da für diese Indikatio-
nen keine ausreichenden Erfahrungen über geeignete 
Prüfmethoden vorliegen und daher Prüfungsrichtlinien 
für diese Anwendungsbereiche nicht kurzfristig erstellt 
werden können. Die Einführung der obligatorischen 
Prüfung hat also nicht nur zu einer wesentlichen Er-
höhung der Einzelindikationen je Präparat geführt, 
sondern auch zu einer erheblichen Zunahme der Zulas-
sungsanträge. Da es der Biologischen Bundesanstalt 
nicht möglich ist, die Bearbeitung der rund 1900 An-
träge innerhalb der gesetzlichen vorgeschriebenen Frist 
(bis zum 14. Mai 1971) abzuschließen, wird voraussicht-
lich für etliche Präparate eine verlängerte Bearbeitungs-
zeit in Form einer befristeten Zulassung erforderlich 
werden; diese zusätzliche Zeit wird für den Abschluß 
der notwendigen biologischen, chemischen und toxi-
kologischen Uberprüfungen benötigt. Der mit der Prü-
fung verbundene Arbeitsaufwand ist für die Biologische 
Bundesanstalt und das Bundesgesundheitsamt viel grö-
ßer geworden. 
Auch die Gebühren für die Prüfung sind inzwischen 
neu geregelt worden, und zwar durch das „Pflanzen-
schutz-Kostengesetz", welches am 27. August 1969 in 
Kraft getreten ist (4). Es tritt an die Stelle der „Bedin-
gungen für die amtliche Prüfung von Pflanzenschutz-
und Vorratsschutzmitteln" vom Mai 1964 (5). Die Ge-
samtkosten einer Zulassungsprüfung können sehr 
unterschiedlich sein: Für die allgemeine Bearbeitung 
eines Zulassungsantrages wird in allen Fällen eine 
Gebühr von 100,- DM berechnet. Die Kosten für die 
Prüfung der chemischen Zusammensetzung sowie der 
chemischen und physikalischen Eigenschaften können 
zwischen 400,- DM und 1200,- DM liegen. Für die bio-
logische Prüfung läßt sich keine Spanne festlegen; je 
nach den erforderlichen Aufwendungen wird sie an 
drei bis sieben Prüfstellen durchgeführt und kostet je 
Prüfstelle zwischen 300,- DM und 2000,- DM. Hinzu 
kommt häufig eine Prüfung auf Bienenungefährlichkeit, 
für die zwischen 150,- DM und 700,- DM je Prüfstelle 
berechnet werden, je nachdem, ob sie im Laboratorium, 
im Zelt oder im Freiland erfolgen muß. Gleichbedeutend 
der biologischen Prüfung ist die Prüfung der Auswir-
kungen auf die Gesundheit von Mensch und Tier sowie 
die je Pflanzenart erforderliche Rückstandsanalyse; für 
diese hygienisch-toxikologischen Untersuchungen wer-
den in Abhängigkeit von deren Art und Umfang ins-
gesamt Gebühren zwischen 1500,- DM und 5000,- DM 
erhoben. 
·wegen der Vielzahl der zur Zulassung angemeldeten 
Einzelindikationen ist oft eine Berechnung der Prüfungs-
gebühren in dem zulässigen Rahmen sehr schwierig. 
Für etliche neu hinzugekommene Indikationen liegen 
auch noch keine Erfahrungen über die mit der Durch-
führung der Prüfung verbundenen Kosten vor. Die 
Biologische Bundesanstalt hat bisher in derartigen 
Fällen den Prüfstellen eine Anlehnung an vergleich-
bare Prüfobjekte empfohlen und die Gebühren ent-
sprechend berechnet. Im Pflanzenschutz-Kostengesetz 
wird für die einzelnen „Prüfungsgegenstände" (Indika-
tionen) eine zulässige Höchstzahl von Prüfstellen fest-
gesetzt. Bestimmte bezüglich der Bekämpfbarkeit ver-
gleichbare Schädlinge werden nach Kulturarten getrennt 
in Gruppen zusammengefaßt, wie zum Beispiel 
.,beißende Insekten im Ackerbau" oder „saugende In-
sekten im Obstbau" usw.; von diesen brauchen jeweils 
nur einzelne Arten in die Prüfung einbezogen zu wer-
den, um die Zulassung für die ganze Gruppe zu ermög-
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liehen. Die namentlich festgelegten Schädlinge gelten 
somit als repräsentativ für die jeweilige Gruppe. 
Ob und in welchem Umfang die Biologische Bundes-
anstalt die Prüfung eines Präparates hinsichtlich seiner 
Wirkung als Pflanzenschutzmittel veranlaßt, richtet sich 
nach der Brauchbarkeit der ihr mit dem Zulassungs-
antrag vom Anmelder vorgelegten, für die Beurteilung 
erforderlichen Unterlagen. Zu diesen Unterlagen, die 
der Antragsteller nach dem Pflanzenschutzgesetz bei-
bringen muß, gehören entsprechend der "Verordnung 
über die Prüfung und Zulassung von Pflanzenschutzmit-
teln" vom 4. März 1969 (6) auch Versuchsberichte über 
die Wirksamkeit als Pflanzenschutzmittel in allen im 
Antrag aufgeführten Anwendungsgebieten (sog. "Vor-
zulassungsprüfung"). Diese Versuchsberichte können 
sowohl vom Antragsteller oder anderen privaten Insti-
tutionen als auch von amtlichen Prüfstellen des Deut-
schen Pflanzenschutzdienstes erstellt worden sein. Um-
fang und Aussagefähigkeit dieser Versuchsergebnisse 
entscheiden über das Ausmaß, in dem die Biologische 
Bundesanstalt dieses Präparat in den einzelnen für die 
Anwendung vorgesehenen Indikationen in die soge-
nannte Zulassungsprüfung aufnimmt, die meist von 
amtlichen Prüfstellen des Deutschen Pflanzenschutz-
dienstes, teils aber auch von speziellen Instituten der 
Biologischen Bundesanstalt selbst durchgeführt wird. 
Die Gesamtheit der Prüfungsergebnisse wird nach Ab-
schluß der Prüfung einem durch das Pflanzenschutzge-
setz geschaffenen Sachverständigenausschuß vorgelegt, 
dem Vertreter der Biologischen Bundesanstalt, des Bun-
desgesundheitsamtes und des Deutschen Pflanzenschutz-
dienstes angehören müssen. Dieser Ausschuß ist zu 
hören, bevor die Biologische Bundesanstalt die Zulas-
sung des Pflanzenschutzmittels ausspricht. 
Außer den sehr weitgehend differenzierten biologi-
schen Prüfungen der Pflanzenschutzmittel hinsichtlich 
ihrer Wirkung auf die zu bekämpfenden Schadorganis-
men werden auch zahlreiche Nebenwirkungen durch 
besondere Prüfungen erfaßt. Vorrangig ist hier die 
Prüfung auf Bienenungefährlichkeit zu nennen, die im 
Laboratorium, im Zelt und im Freiland durchgeführt 
werden kann. Hierfür sind besondere amtliche Prüf-
stellen vorhanden. Wenn ein Pflanzenschutzmittel auf 
Grund seiner Anwendungsweise eine Gefährdung der 
Bienen verursachen könnte, muß es entweder als 
bienengefährliches Pflanzenschutzmittel gekennzeichnet 
werden oder eine diesbezügliche Prüfung durchlaufen. 
Der positive Abschluß einer solchen Prüfung ist Vor-
aussetzung für die Kennzeichnung eines Präparates als 
bienenungefährliches Pflanzenschutzmittel. Allein im 
Jahre 1970 wurde nach Prüfung der Unterlagen bei 
rund 250 Präparaten eine „Bienen-Prüfung" erforder-
lich. Die hierfür verfügbaren Prüfstellen werden diesen 
Umfang erst in mehreren Jahren bevvältigen können. 
Ferner beabsichtigt die Biologische Bundesanstalt, 
die Prüfung der Nebenwirkung von Pflanzenschutzmit-
teln auf Nutzarthropoden aufzunehmen. Da diese Prü-
fung sehr schwierig und aufwendig ist, wird es noch 
mindestens zwei Jahre dauern, bis die Voraussetzun-
gen für diese Prüfung gegeben sind. 
Die Erfassung der Pflanzenverträglichkeit ist zumeist 
bereits in derWirksamkeitsprüfung des Pflanzenschutz-
mittels enthalten; dennoch ist auch eine spezielle Prü-
fung auf Phytotoxizität möglich. Ebenso können Prü-
fungen auf Geschmacksbeeinträchtigung erforderlichen-
falls durchgeführt werden. 
Die sehr umfangreichen chemischen und toxikologi-
schen Untersuchungen, welche Voraussetzung für die 
Zulassung eines Pflanzenschutzmittels sind, können 
hier nicht im einzelnen diskutiert werden. Nach der 
vorgenannten Verordnung über die Prüfung und Zulas-
sung von Pflanzenschutzmitteln erstreckt sich die ge-
samte Prüfung auf: 
1. die chemische Zusammensetzung, 
2. die Wirksamkeit als Pflanzenschutzmittel einschließ-
lich der für die Anwendung erheblichen chemischen 
und physikalischen Eigenschaften, 
3. etwaige schädliche Auswirkungen auf Pflanzen und 
Pflanzenerzeugnisse, 
4. die Auswirkungen auf die Gesundheit von Mensch 
und Tier, 
5. das Verhalten auf oder in Pflanzen und Pflanzen-
erzeugnissen, insbesondere Abbau und Rückstände 
der Wirkstoffe, 
6. das Verhalten in Böden und Gewässern, insbeson-
dere Abbau und Rückstände der Wirkstoffe. 
Die toxikologische und hygienische Beurteilung der 
Pflanzenschutzmittel erfolgt durch das Bundesgesund-
heitsamt, welches seine Stellungnahme der Biologischen 
Bundesanstalt mitteilt. 
Vor der Zulassung eines Pflanzenschutzmittels über-
prüft die Biologische Bundesanstalt die Beschriftung 
der Behältnisse und der abgabefertigen Packungen so-
wie die Gebrauchsanweisung, die alle nach dem Pflan-
zenschutzgesetz erforderlichen Angaben enthalten müs-
sen einschließlich der nach der Anwendung einzuhal-
tenden Wartezeiten sowie einen Hinweis auf die Ge-
fahren, die bei der Anwendung auftreten können. 
Selbstverständlich sind nicht nur die staatlichen 
Stellen, sondern auch die Pflanzenschutzmittelhersteller 
von den Auswirkungen des Pflanzenschutzgesetzes be-
troffen. Zweifellos ergeben sich daraus Folgen für die 
weitere Entwicklung von Pflanzenschutzmitteln. Die 
Hersteller werden bemüht sein, weniger toxische und 
weniger persistente Präparate auf den Markt zu 
bringen. Inwieweit hierdurch die Schaffung selektiver 
Präparate zunimmt, läßt sich noch nicht absehen. 
Die durch das Pflanzenschutzgesetz geforderten viel-
seitigen Kontrollen und Prüfungen tragen in hohem 
Maße dazu bei, den erforderlichen Einsatz von Pflan-
zenschutzmitteln speziell in hygienisch-toxikologischer 
Sicht auch weiterhin verantworten zu können. 
Zusammenfassung 
Die zunehmende Anwendung chemischer Pflanzen-
schutzmittel macht eine staatliche Uberwachung erfor-
derlich, die in der Bundesrepublik Deutschland nach 
dem „Pflanzenschutzgesetz" vom 10. Mai 1968 durch-
geführt wird. Dabei wird besonderer Wert auf den 
Schutz der Gesundheit von Mensch und Tier einschließ-
lich der Biozönose gelegt. Die neuen Prüfungsbestim-
mungen werden erläutert. Die Prüfungsgebühren wer-
den durch das „Pflanzenschutz-Kostengesetz" vom 
26. August 1969 geregelt. Einzelheiten über Art und 
Umfang der erforderlichen Prüfungen werden erläutert, 
wobei auch auf die Prüfung der Nebenwirkungen, wie 
Bienenungefährlichkeit, Wirkung auf Nutzarthropoden, 
Phytotoxizität und Geschmacksbeeinträchtigung, hin-
gewiesen wird. Die chemischen und toxikologischen 
Untersuchungen sind für die Zulassung ebenso ent-
scheidend. Schließlich wird auch die Beschriftung der 
Behältnisse und Packungen sowie die Gebrauchsanwei-
sung überprüft. Die Zulassung der Pflanzenschutzmittel 
erfolgt durch die Biologische Bundesanstalt (BEA) im 
Einvernehmen mit dem Bundesgesundheitsamt (BGA). 
Summary 
The increasing application of pesticides makes necessary 
a supervision by the government, which is carried out in the 
Federal Republic of Germany according to the "Plant 
Protection Law" from 10th of May 1968. By that a particular 
value is set on the protection of human and animal health 
including the biocoenose. The new regulations for testing 
pesticides are explained. The fees for testing are regulated 
by the "Plant Protection Cost Law" from 26th of August 
1969. There are explained kind and extend of the necessary 
testing. Also it is pointed to the testing of side effects as 
toxicity to bees, effects on useful arthropods, phytotoxicity, 
and injury of taste. The chemical and toxicological inves-
tigations are deciding for the admission in the same way. 
Finally the inscription of the tins and packings and the 
directions for use are revised also. The admission of the 
pesticides is given by the Biologische Bundesanstalt (BBA) 
in cooperation with the Bundesgesuudheilsamt (BGA). 
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Eingegangen November 1970 
Sortenabhängige Herbizidempfindlichkeit bei Getreide * 
Von Günther Bach t h a 1 er, Bayerische Landesanstalt für Bodenkultur, Pflanzenbau und Pflanzenschutz, München 
{Nachric/1tenbl. Deutsch. Pflanzenschutzd. (Braunschweig) 23. 1971, 19-24] 
Nach den Ergebnissen mehrjähriger Freilandunter-
suchungen über Schäden an den Kronenwurzeln des 
Getreides nach Herbizidbehandlung mit der Folge einer 
erhöhten Lagerneigung des Bestandes reagieren die 
vVintergetreidearten mit zunehmender Empfindlichkeit 
* Erweitertes Manuskript eines Referates anläßlich der 
12. Hauptversammlung der Arbeitsgemeinschaft für Krank-
heitsbekämpfung und Resistenzzüchtung bei Getreide und 
Hülsenfrüchten am 5. Dezember 1969 in Gießen. 
in der Reihenfolge Winterweizen - Wintergerste -
Winterroggen (Maas 1968, 1970). Gleichzeitig wurden 
von M a a s in verschiedenen Sommer- und Winter-
weizensortenversuchen graduelle Empfindlichkeits-
unterschiede der einzelnen Sorten gegenüber einer 
Reihe von Blatt- und Bodenherbiziden festgestellt. 
Diese sortenabhängige Reaktion von Weizenbeständen 
nach einer Vor- oder Nachauflaufbehandlung mit Bo-
denherbiziden auf Triazin- und Harnstoffbasis wird aus 
Frankreich von D oh et (1967) und aus Belgien von 
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